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Legistik

Energieeffizienz-Richtlinienverordnung
Mit 1. 1. 2016 tritt die das Methodendokument gem § 27 Abs 5
EEffG ablösende Energieeffizienz-Richtlinien-V des BMWFW
(BGBl II 2015/394) in Kraft. Im Wesentlichen regelt diese die
Messmethodik und Evaluierungssystematik sowie die Bewertung
und Zurechnung von Energieeffizienzmaßnahmen und deren Do-
kumentation. Energieeffizienzmaßnahmen, die bereits bis Jahres-
ende 2015 umgesetzt wurden, sind entweder anhand des Metho-
dendokuments oder im jeweiligen Einzelfall uU anrechenbar.1)

Judikatur

Anhaltende Aufarbeitung der Rs Gruber
Dass rechtskräftige (negative) UVP-Feststellungsbescheide Nach-
barn in nachfolgenden Bauverfahren nicht (mehr) ohne Weiteres
entgegengehalten werden können, das dürfte nun bereits bekannt
sein. Diese Rspr wurde nun durch VwGH 5. 11. 2015, Ro 2014/06/
078, auch auf andere Materien (konkret auf das Stmk Veranstal-
tungsG mit Bezug auf die Formel-1-Rennstrecke in Spielberg) aus-
gedehnt. In diesem Verfahren haben „Nachbarn“ zwar keine Par-
teistellung, in unmittelbarer Anwendbarkeit des unionsrechtli-
chen Effektivitätsgrundsatzes sollen die Bestimmungen über die
Parteistellung jedoch fallbezogen nicht anzuwenden sein. MaW:
Dort ist der „Nachbar“ hinsichtlich der UVP-rechtlichen Implika-
tionen schlicht die übergangene Partei.2)

Alles klar zu Art 9 Abs 3 Aarhus-Konvention?

In der E v 28. 10. 2015, 2012/10/0137, hat der VwGH die unmit-
telbare Wirkung von Art 9 Abs 3 Aarhus-Konvention verneint
und einer Nichtpartei eines naturschutzrechtlichen Bewilligungs-
verfahrens die Antragslegitimation hinsichtlich der Durchführung
einer Naturverträglichkeitsprüfung verweigert.3)

Hinsichtlich eines Verfahrens nach der WRRL und iZm einer
Umweltorganisation war sich der GH scheinbar nicht mehr so si-
cher. Mit Vorlagebeschluss v 26. 11. 2015, Ra 2015/07/0055,
möchte er vom EuGH nämlich wissen, ob Umweltorganisationen
aufgrund der WRRL und der Aarhus-Konvention Rechte haben,
aufgrund derer sie außerhalb eines UVP-Verfahrens Parteistellung
haben oder rechtsmittelbefugt sind. Für den Fall, dass der EuGH
dies bejaht, fragt der VwGH außerdem nach, wie dieser Rechts-
schutz im Einzelnen ausgestaltet sein muss.4)

Begriff des Umweltschadens auf dem Prüfstand

Und noch ein VorabE-Verfahren: IZm dem B-UHG möchte der
VwGH nunmehr wissen, ob die Umwelthaftungs-RL, insb deren
Art 2 Z 1 lit b, einer nationalen Vorschrift entgegensteht, welche
einen Schaden, der erhebliche nachteilige Auswirkungen auf den
ökologischen, chemischen oder mengenmäßigen Zustand oder das
ökologische Potential der betreffenden Gewässer hat, vom Begriff
des „Umweltschadens“ ausnimmt, wenn der Schaden durch eine
Bewilligung in Anwendung einer nationalen Vorschrift gedeckt
ist. Sollte der EuGH bis zur Beantwortung der letzten der gestellten
vier Vorlagefragen kommen, werden wir wohl auch Ausführungen

zur Durchbrechung von bestands- und rechtskräftigen wasser-
rechtlichen Bewilligungen durch unmittelbar anwendbare RL-
Vorschriften genießen dürfen . . .5)

Präklusion und access to justice
Seit der EuGH-E v 15. 10. 2015, C-137/14, vergeht „gefühlt“ kaum
eine Woche, in der sich zu dieser Thematik nicht irgendjemand
äußert (vgl den Beitrag von Niederhuber, Der Standard v
9. 11. 2015, die Replik zu Sander/Reichel, Die Presse v 19. 10.
2015 von Onz/Berl, Die Presse v 23. 11. 2015, oder auch der Bei-
trag von Lindner, umweltrechtsblog.at v 16. 10. 2015; vgl auch Berl
in diesem Heft, S 9). Dennoch sei an dieser Stelle auf spannende
Überlegungen von Altenburger6) hingewiesen, dem es ein gangba-
rer Mittelweg de lege lata wäre, das Institut der Präklusion unan-
getastet, dieses aber mit dem Schluss des Verfahrens zusammen-
fallen zu lassen. Dies vor dem Hintergrund, dass der Beh zu ir-
gendeinem Zeitpunkt des Verfahrens zumindest faktisch die Mög-
lichkeit gegeben sein muss, einen Bescheid zu erlassen.
Gleichzeitig widerspricht die Verlegung des Zeitpunkts der Prä-
klusion auf einen nach der Verhandlung liegenden Zeitpunkt,
nämlich jenen des Schlusses des Verfahrens, dem eindeutigen
Wortlaut der gesetzlichen Bestimmungen, womit letztlich – wie
von vielen anderen ebenfalls schon gefordert – nach Altenburger
wohl der Gesetzgeber am Zug wäre. Einen berücksichtigenswerten
Ansatz stellt dieser Beitrag uE in jedem Fall dar.

Sonstiges

Recyclingquoten rauf, Deponieanteil runter!
Ein neues Kreislaufwirtschaftspaket der EK wird wohl für einige
MS (vermutlich ist Österreich noch bei den am wenigsten betrof-
fenen MS) massive Auswirkungen auf die Abfallwirtschaft haben.
So sollen bis zum Jahr 2030 (stufenweise) die Recyclingquoten für
Siedlungsabfälle bei 65%, bei Verpackungen 75% und vereinzelt
(zB Aluminium, Glas, Papier/Karton) bei 85% liegen. Umgekehrt
soll die Deponierung von Siedlungsabfällen bis zum Jahr 2030 auf
unter 10% sinken. Damit diese auch gelingt, möchte die EK dabei
eine Art Frühwarnmechanismus etablieren und MS auch gleich
Handlungsempfehlungen vorformulieren können.7)

Umweltrechtsblog.at
PD Dr. Nicolas Raschauer und RA Dr. Peter
Sander betreiben gemeinsam mit dem ÖWAV
das Projekt www.umweltrechtsblog.at, einen
Webblog, der Entwicklungen und Erkenntnisse
tagesaktuell einer breiten Öffentlichkeit zukom-
men lässt.
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